
 

Viertes Kapitel 

Hochschulen in Trägerschaft von rechtsfähigen Stiftungen des 
öffentlichen Rechts 

§ 55 

Überführung, Zielsetzung und Aufgaben 

(1) 1 Eine Hochschule kann auf ihren Antrag durch Verordnung der 

Landesregierung in die Trägerschaft einer rechtsfähigen Stiftung des 
öffentlichen Rechts überführt werden. 2 Den Antrag beschließt der Senat 

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. 3 Die Verordnung 
nach Satz 1 muss den Zweck, den Namen, die Vertretung und den Sitz der 

Stiftung, die Zusammensetzung, Verwendung und Verwaltung ihres 
Vermögens sowie die Weitergeltung von Vereinbarungen über die 

Beschäftigungssicherung übernommener Beschäftigter und die 
Finanzierung der Beamtenversorgung regeln. 4 In der Verordnung sind 

insbesondere die für den Betrieb der Hochschule benötigten Grundstücke 
im Eigentum des Landes sowie die für den Betrieb der Hochschule 

benötigten dinglichen Rechte an Grundstücken Dritter mit ihrer 
grundbuchmäßigen Bezeichnung im Sinne des § 28 der 

Grundbuchordnung aufzuführen. 5 Mit der Errichtung der Stiftung gehen 

das Eigentum an den in der Verordnung aufgeführten Grundstücken und 
die in der Verordnung aufgeführten dinglichen Rechte unentgeltlich auf die 

Stiftung über. 6 Durch die Verordnung wird eine Stiftungssatzung erlassen. 
7 Änderungen der Stiftungssatzung bedürfen der Genehmigung der 

Landesregierung. 

(2) 1 Die Stiftung unterhält und fördert die Hochschule in deren 
Eigenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts. 2 Sie hat zum Ziel, 

durch einen eigenverantwortlichen und effizienten Einsatz der ihr 
überlassenen Mittel die Qualität von Forschung, Lehre, Studium und 

Weiterbildung an der Hochschule zu steigern. 

(3) Die Stiftung nimmt die staatlichen Angelegenheiten nach § 47 Satz 2 

als eigene Aufgaben wahr. 

(4) 1 Die Stiftung übt die Rechtsaufsicht über die Hochschule aus. 2 Die 
Vorschriften des § 51 über die Rechtsaufsicht gelten entsprechend. 

(5) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wahrt die Stiftung die 
Selbstverwaltung der Hochschule. 

(6) 1 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Dritten Abschnitts (Steuerbegünstigte Zwecke) des 
Zweiten Teils der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 2 Die 

Mittel der Stiftung dürfen nur für die nach den Absätzen 2 und 3 sowie in 

der Satzung vorgesehenen Zwecke verwendet werden. 3 Die Entscheidung 
über die Errichtung von oder die Beteiligung an juristischen Personen des 



 

privaten Rechts bedarf der Einwilligung des Fachministeriums. 4 Es darf 

keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 55 a 
Besondere Bestimmungen für 

die Errichtung von Stiftungen des öffentlichen Rechts 

(1) Durch Verordnung der Landesregierung kann bestimmt werden, dass 
das Land namens und im Auftrag der Stiftung insgesamt 

1. die Versorgungsbezüge nach § 2 NBeamtVG einschließlich der Zahlung 
der Emeritenbezüge erbringt, 

2. die Zahlungen erbringt, die sich aus dem Versorgungslastenteilungs-
Staatsvertrag vom 16. Dezember 2009/26. Januar 2010 (Nds. GVBl. 2010 

S. 318) ergeben oder die gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes zum 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 9. September 2010 (Nds. 

GVBl. S. 318), geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 17. November 
2011 (Nds. GVBl. S. 422), nach den Regelungen des 

Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages zu leisten sind, 
3. die Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung für 

ausgeschiedene Beamtinnen und Beamte sowie sonstige Beschäftigte, 

denen durch Gewährleistungsentscheidung eine Anwartschaft auf 
Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf 

Hinterbliebenenversorgung gewährleistet worden ist und die unversorgt 
aus der Beschäftigung ausscheiden, vornimmt und 

4. die Erstattung von Nachversicherungsbeiträgen für die gesetzliche 
Rentenversicherung, die andere Dienstherren von der Stiftung für eine 

Beschäftigung bei der Stiftung beanspruchen können, vornimmt. 

(2) 1 Wird das Land durch eine Verordnung nach Absatz 1 verpflichtet, so 
ist die Niedersächsische Landesversorgungsrücklage auch die 

Versorgungsrücklage der Stiftung. 2 Die Stiftung führt die 

Unterschiedsbeträge nach § 14 a Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
nach Maßgabe des § 6 des Niedersächsischen 

Versorgungsrücklagengesetzes der Niedersächsischen 
Landesversorgungsrücklage zu.  

(3) Durch Verordnung der Landesregierung kann bestimmt werden, dass 

das Land die Beihilfeleistungen nach § 80 NBG und entsprechenden 
tarifvertraglichen Bestimmungen namens und im Auftrag der Stiftung 

erbringt. 

(4) 1 Wird das Land durch eine Verordnung nach Absatz 1 verpflichtet, so 

entrichtet die Stiftung an das Land eine jährliche Versorgungspauschale in 
Höhe von 30 vom Hundert der ruhegehaltsfähigen Bezüge aller im Dienst 

der Stiftung stehenden Beamtinnen und Beamten. 2 Die Pauschale wird in 
vier gleichen Raten bis zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

November gezahlt. 



 

(5) 1 Erbringt das Land die Beihilfe nach Absatz 3, so entrichtet die 

Stiftung an das Land eine jährliche Pauschale. 2 Die Höhe der Pauschale 
wird vom Fachministerium festgesetzt und nach denselben Grundsätzen 

berechnet, die für die Veranschlagung der Beihilfe bei den in der 

Trägerschaft des Landes stehenden Hochschulen im jeweiligen 
Haushaltsplan zugrunde gelegt sind. 3 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) 1 Die Stiftung entrichtet an das Land jeweils eine jährliche 

Fallkostenpauschale zur Erstattung der Verwaltungskosten, die sich infolge 
der Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 3 für die Berechnung und 

Zahlbarmachung der Beträge ergeben. 2 Die Höhe der Erstattung sowie 
das Erstattungsverfahren werden in einer Verwaltungsvereinbarung, 

zwischen dem Land und der Stiftung geregelt. 3 Kommt eine 
Verwaltungsvereinbarung nicht zustande, so setzt das Fachministerium die 

Pauschale fest. 4 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) 1 Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung Regelungen 

zur Übernahme von Schäden durch das Land zu treffen, für die die 
Stiftung Schadensersatz nicht erhält oder Schadensersatz zu leisten hat. 
2 Die Schadensübernahme darf den Gesamtwert des unbeweglichen 
Anlagevermögens der Stiftung am 1. Januar des betreffenden Jahres nicht 

überschreiten. 3 Bagatellschäden bis 10.000 Euro im Einzelfall werden bis 
zu einer Gesamthöhe von 50.000 Euro je Geschäftsjahr nicht 

übernommen. 4 Die Haftungsbegrenzungen gelten nicht für Schäden 
Dritter. 

(8) 1 Die Stiftung übernimmt sämtliche bisher für ihren Bereich vom 
Staatlichen Baumanagement Niedersachsen wahrgenommenen 

Bauaufgaben und trifft mit dem Land die dazu erforderlichen 
Vereinbarungen. 2 Mit der Aufgabenverlagerung sind die zu diesem 

Zeitpunkt bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der für 
Hochschulbauaufgaben eingesetzten Beschäftigten einschließlich der 

ausgebrachten Stellen sowie der veranschlagten Personal- und Sachmittel 
anteilig vom Staatlichen Baumanagement Niedersachsen auf die Stiftung 

zu überführen. 3 Beamtinnen und Beamte sind zum Zeitpunkt der 
Aufgabenverlagerung zu versetzen. 4 Die Stiftung tritt in die Rechte und 

Pflichten der zu diesem Zeitpunkt bestehenden Arbeits- und 

Ausbildungsverhältnisse ein. 5 Die Landesregierung wird ermächtigt, 
Einzelheiten des Personalübergangs durch Verordnung zu regeln, soweit 

eine Vereinbarung nach Satz 1 nicht zustande kommt. 6 Das Land ist 
durch die Stiftung von sämtlichen vertraglichen Verpflichtungen 

freizustellen, die es für Baumaßnahmen der Hochschulen eingegangen ist. 

(9) Soweit auf Grundstücken und in Gebäuden, die durch Verordnung 
nach § 55 Abs. 1 Sätze 4 und 5 in das Eigentum der Stiftung 

übergegangen sind, Einrichtungen eines Studentenwerks betrieben 
werden oder betrieben werden sollen, kann das Fachministerium die 

Stiftungen verpflichten, dem Studentenwerk auf dessen Antrag zur 

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Studentenwerks unentgeltlich das 



 

Eigentum oder ein Erbbaurecht an den Grundstücken zu übertragen oder 

ein grundbuch-rechtlich gesichertes Nießbrauchs-, Wege- oder 
Leitungsrecht zum Betrieb seiner Einrichtungen einzuräumen; § 56 Abs. 2 

und 4 Satz 2 Nr. 6 gilt entsprechend.  

(10) 1 Wird eine Stiftung in einem laufenden Haushaltsjahr errichtet, so 

bemisst sich abweichend von § 56 Abs. 4 Sätze 4 bis 6 die Finanzhilfe 
nach § 56 Abs. 3 Nr. 1 nach den im Haushaltsplan im entsprechenden 

Haushaltsplan-Kapitel der übergeführten staatlichen Hochschule 
veranschlagten Zuführungen. 2 Das Finanzministerium wird ermächtigt, 

die für die betreffende Hochschule im Einzelplan 06 sowie in anderen 
Einzelplänen veranschlagten Mittel im Einvernehmen mit den 

Fachministerien in die Zuführungen nach § 56 Abs. 3 zu überführen. 

§ 56 

Stiftungsvermögen, Stiftungsmittel 
und Eigentumsübergang 

(1) 1 Das Grundstockvermögen besteht aus den in der Verordnung nach § 
55 Abs. 1 Satz 4 aufgeführten Grundstücken und sonstigen, diesem 
ausdrücklich zugeführten Vermögenswerten. 2 Es ist von dem übrigen 

Stiftungsvermögen getrennt zu halten und kann durch Zustiftungen des 

Landes oder Dritter erhöht werden. 

(2) 1 Grundstücke des Grundstockvermögens sind in ihrem körperlichen 
Bestand, das sonstige Grundstockvermögen ist in seinem Wert 

ungeschmälert zu erhalten. 2 Eine Veräußerung von Grundstücken des 
Grundstockvermögens oder ihre Belastung mit Grundpfandrechten ist 

nach den Regeln ordnungsgemäßer Wirtschaftsführung nach Erteilung der 
Zustimmung des Fachministeriums zulässig, wenn sie der dauernden und 

nachhaltigen Verwirklichung des Stiftungszwecks oder der Steigerung der 
Stiftungsleistung dienlich ist. 3 Die aus einer Veräußerung erzielten Erlöse 

sollen zum Erwerb gleichwertiger Grundstücke oder für eine dauerhaft 

bessere Nutzung der vorhandenen Grundstücke des Grundstockvermögens 
eingesetzt werden. 

(3) Die Stiftung finanziert die Erfüllung ihrer Aufgaben insbesondere aus 

1. der jährlichen Finanzhilfe des Landes, 

2. den Erträgen des Stiftungsvermögens und 

3. den Spenden und sonstigen Zuwendungen Dritter, soweit diese nicht 
ausdrücklich dem Grundstockvermögen zugeführt werden sollen. 

(4) 1 Die Stiftung erhält zur Erfüllung ihrer Aufgaben eine jährliche 
Finanzhilfe des Landes nach Maßgabe des Haushalts. 2 Sie dient der 
Stiftung insbesondere zur Deckung ihrer Aufwendungen für 

1. das Lehrangebot, 
2. die Grundausstattung für die Forschung, 



 

3. die Ausstattung für fachliche Schwerpunkte und Sonderaufgaben, 

4. die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
5. die Erfüllung des Gleichstellungsauftrags und 

6. die Bauunterhaltung. 

3 Zuschüsse für Investitionen dürfen nur für investive Zwecke verwendet 
werden. 4 Die jährliche Finanzhilfe wird unter Berücksichtigung des § 1 
Abs. 2 danach bemessen, inwieweit die nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

vereinbarten Ziele erreicht worden sind. 5 Die Stiftung hat im Lagebericht 
des Jahresabschlusses sowie auf Anforderung des Fachministeriums 

nachzuweisen, inwieweit die vereinbarten Ziele erreicht worden sind. 6 Bei 
der Gewährung der Finanzhilfe ist festzulegen, dass diese von der Stiftung 

zur Deckung der Kosten des dauerhaft bei ihr beschäftigten Personals nur 
in einem Ermächtigungsrahmen verwendet werden darf, der im 

Haushaltsplan des Landes nach Maßgabe der Zielvereinbarungen 

festgesetzt wird. 7 Dies gilt nicht für das aus Drittmitteln oder 
Sondermitteln des Landes außerhalb der Finanzhilfe finanzierte Personal. 
8 Der Ermächtigungsrahmen nach Satz 6 wird bei tarifvertraglichen oder 
gesetzlichen Änderungen, die sich auf die Höhe der Kosten des 

betreffenden Personals auswirken, entsprechend angepasst. 9 Die Stiftung 
übermittelt dem Fachministerium auf Anforderung die zur Ermittlung der 

Finanzhilfe erforderlichen Daten so rechtzeitig, dass das Fachministerium 
die Voranschläge nach § 27 Abs. 1 LHO erstellen kann.  

(5) Zuwendungen Dritter an die Stiftung können mit der Auflage 

verbunden werden, dass sie für eine im Rahmen des Stiftungszwecks 

vorgesehene Einzelmaßnahme zu verwenden sind. 

(6) 1 Die von der Hochschule bislang genutzten beweglichen 
Vermögensgegenstände im Eigentum des Landes sowie das 

Körperschaftsvermögen gehen mit der Überführung der Hochschule in die 
Trägerschaft einer Stiftung in das Eigentum dieser über. 2 Von der 

Hochschule verwaltete Nutzungsrechte, die das Land für die Hochschule 
erworben hat, werden mit der Errichtung der Stiftung an diese abgetreten. 
3 Das nach den Sätzen 1 und 2 auf die Stiftung übergehende Vermögen 
wird durch die genehmigte Schlussbilanz der Hochschule und ihrer 

Einrichtungen festgestellt.  

(7) 1 Die Landesregierung kann einer Stiftung auf deren Antrag durch 

Verordnung das Eigentum an den für den Betrieb der Hochschule 
benötigten Grundstücken übertragen. 2 Absatz 2 und Absatz 4 Satz 2 Nr. 6 

sowie § 55 Abs. 1 Sätze 4 und 5 und § 63 sind entsprechend anzuwenden 

§ 57 

Wirtschaftsplan und Wirtschaftsführung 

(1) 1 Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres 
einen Wirtschaftsplan nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung 

aufzustellen. 2 Dem Fachministerium ist ein Entwurf des Wirtschaftsplans 



 

so rechtzeitig vorzulegen, dass das Fachministerium die Voranschläge 

nach § 27 Abs. 1 LHO erstellen kann. 3 Die für die Aufstellung des 
Haushalts erforderlichen Auskünfte sind auf Anforderung des 

Fachministeriums rechtzeitig im Verlauf des 

Haushaltsaufstellungsverfahrens zu erteilen. 

(2) 1 Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen richten sich nach 
kaufmännischen Grundsätzen. 2 Auf den Jahresabschluss sind die 

Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über große Kapitalgesellschaften 
sinngemäß anzuwenden. 3 Auf die Prüfung des Jahresabschlusses sind die 

Prüfungsgrundsätze des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 HGrG entsprechend 
anzuwenden. 4 Das Rechnungswesen muss eine Kosten- und 

Leistungsrechnung umfassen, die auch die Bildung von Kennzahlen für 
hochschulübergreifende Zwecke ermöglicht. 5 Zum Zweck der 

Vergleichbarkeit der Hochschulen in staatlicher Verantwortung hat die 

Stiftung dem Fachministerium die Auskünfte zu geben, die das 
Fachministerium zu diesem Zweck auch von den Hochschulen in 

staatlicher Trägerschaft verlangt. 6 Hinsichtlich des Aufbaus und des 
Inhalts des Wirtschaftsplans einschließlich der Kontenrahmen, der 

Bilanzierung sowie der Kosten- und Leistungsrechnungen finden die für die 
Hochschulen in staatlicher Trägerschaft geltenden Vorschriften und die 

hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften entsprechende Anwendung. 

(3) 1 Der bis zum Ende des Geschäftsjahres nicht verbrauchte Teil der 
Finanzhilfe nach § 56 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird für die Dauer von bis zu 

fünf Jahren in eine Rücklage eingestellt und steht der Stiftung zur 

Finanzierung ihrer Aufgaben zusätzlich zur Verfügung. 2 Der nach Ablauf 
von drei Jahren nicht verbrauchte Teil kann dem Stiftungsvermögen 

zugeführt werden. 

(4) 1 In Zielvereinbarungen nach § 1 Abs. 3 kann das Fachministerium 
auch vereinbaren, für welche bestimmten Zwecke Zuwendungen 

insbesondere, 

1. aus zentralen Förderprogrammen oder 

2. für sonstige Investitionen im Sinne der Landeshaushaltsordnung, 

an die Stiftung vergeben werden. 2 Die Stiftung darf eine Zuwendung nur 
abrufen, soweit dies zur Erfüllung des vereinbarten Zwecks erforderlich 

ist, und nur für den bestimmten Zweck verwenden. 3 Mit dem 
Jahresabschluss hat die Stiftung nachzuweisen, dass die Zuwendungen für 

den vereinbarten Zweck verwendet worden sind. 4 Die Prüfung des 
Jahresabschlusses erstreckt sich auf den Nachweis. 5 Das Fachministerium 

kann eine durch Zielvereinbarung gewährte Zuwendung in entsprechender 

Anwendung der §§ 48 bis 49 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes durch 
Verwaltungsakt zurückfordern, wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter 

denen eine durch Verwaltungsakt gewährte Zuwendung zurückgenommen 
oder widerrufen werden darf. 6 Das Fachministerium kann die 

bestimmungsgemäße Verwendung der Zuwendungen jederzeit prüfen oder 



 

durch Beauftragte prüfen lassen. 7 Hierzu hat die Stiftung die Unterlagen, 

die das Fachministerium oder der Beauftragte für erforderlich halten, zu 
übersenden oder vorzulegen und die erbetenen Auskünfte zu erteilen. 
8 Das Nähere über die Prüfung des Nachweises kann das Fachministerium 

durch Verwaltungsvorschrift im Einvernehmen mit dem 
Landesrechnungshof regeln. 9 Die Prüfungsrechte des 

Landesrechnungshofs bleiben unberührt. 10 Die Sätze 1 bis 7 finden auch 
auf die Mittel für Vorhaben nach Artikel 91 b des Grundgesetzes und für 

sonstige Bauvorhaben Anwendung, wenn eine Verfahrensvereinbarung 
zwischen der Stiftung und dem Fachministerium, die der Zustimmung des 

Finanzministeriums und des Landesrechnungshofs bedarf, dies vorsieht. 
11 Im Fall der Sätze 1 und 10 findet § 44 LHO keine Anwendung.  

(5) Kredite dürfen über eine vom Fachministerium im Einvernehmen mit 

dem Finanzministerium festgesetzte Höhe hinaus nur mit deren 

Einwilligung aufgenommen werden. 

(6) Sämtliche Einnahmen, die die Hochschule im Zusammenhang mit ihrer 
wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeit sowie durch die 

Inanspruchnahme von Personal, Sachmitteln und Einrichtungen durch 
Dritte erzielt, stehen der Stiftung zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur 

Verfügung und dürfen nicht bei der Bemessung der Finanzhilfe nach § 56 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 angerechnet werden. 

(7) 1 Die Mittel nach § 56 Abs. 3 dürfen bis zu einer zweckentsprechenden 
Verwendung Zins bringend bei einer Bank oder Sparkasse in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union angelegt werden. 2 Bei einer Anlage 
in Wertpapieren sind die Grundsätze des § 54 des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit der Anlageverordnung 
zu beachten. 

(8) 1 Die Niedersächsische Landeshaushaltsordnung findet mit Ausnahme 

der §§ 39, 49 und 55 keine Anwendung. 2 Soweit in diesen Vorschriften 

der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung Bestimmungen über eine 
Aufsicht oder Genehmigung enthalten sind, ist hierfür der Stiftungsrat 

zuständig. 3 Die Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegt der Prüfung 
durch den Landesrechnungshof nach § 111 LHO. 

§ 57 a 

Stiftungsvermögen und Wirtschaftsführung der 
Stiftung Universität Göttingen 

(1) 1 Für die Stiftung Universität Göttingen ohne die Universitätsmedizin 
und für die Universitätsmedizin besteht jeweils ein gesondertes 

Stiftungsvermögen (Teilvermögen). 2 Beide Teilvermögen sind in 
getrennten Bilanzen auszuweisen. 3 Sie können durch Zustiftungen jeweils 

eigenständig erhöht werden. 4 Die Bilanz für die Universität ohne die 
Universitätsmedizin wird mit der Bilanz für die Universitätsmedizin zur 

Gesamtbilanz der Stiftung konsolidiert. 5 Die Teilvermögen dürfen nicht 



 

zur Verbesserung des jeweils anderen Teilvermögens herangezogen 

werden. 6 Sind Maßnahmen sowohl der Universität ohne die 
Universitätsmedizin als auch der Universitätsmedizin zuzurechnen, so ist 

eine interne Kostenteilung vorzunehmen. 

(2) § 57 Abs. 3 gilt für die Teilvermögen entsprechend. 

(3) 1 Abweichend von § 57 Abs. 1 Satz 1 hat die Stiftung je einen 

Wirtschaftsplan für die Universität ohne die Universitätsmedizin und für 
die Universitätsmedizin aufzustellen. 2 Das Nähere regelt die 

Stiftungssatzung. 

§ 58 

Dienstrechtliche Befugnisse 

(1) 1 Die Stiftung besitzt Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 2 BeamtStG. 
2 Die Beamtinnen und Beamten der Stiftung werden von der Präsidentin 

oder dem Präsidenten ernannt, soweit sie oder er nicht die Befugnis zur 

Ernennung übertragen hat. 

(2) 1 Das Fachministerium beruft die Professorinnen und Professoren. 
2 Das Präsidium legt ihm den Berufungsvorschlag mit den Stellungnahmen 

der am Verfahren beteiligten Organe und Stellen nach Anhörung des 
Stiftungsrats vor. 3 Das Fachministerium kann von der Reihenfolge des 

Berufungsvorschlags nach Anhörung des Präsidiums abweichen oder den 
Berufungsvorschlag insgesamt zurückgeben. 4 Das Fachministerium kann 

seine Befugnisse auf die Hochschule in der Weise übertragen, dass das 
Präsidium im Einvernehmen mit dem Stiftungsrat die Professorinnen und 

Professoren beruft. 5 In diesen Fällen ist die Zustimmung des Stiftungsrats 

zu der Ausschreibung erforderlich, wenn die Professur nicht der in der 
Zielvereinbarung nach § 1 Abs. 3 verankerten Entwicklungsplanung mit 

Denomination der Professuren entspricht. 6 Die Hochschule hat in den 
Fällen des Satzes 4 länderübergreifende Vereinbarungen, durch die das 

Land in Angelegenheiten der Berufung von Professorinnen und Professoren 
verpflichtet wird, zu beachten. 

(3) 1 Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuflichen 

Mitglieder des Präsidiums sowie der nebenberuflichen Mitglieder des 
Präsidiums, soweit deren Tätigkeit als Mitglied des Präsidiums betroffen 

ist. 2 Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter des Hochschulpersonals 

ist die Präsidentin oder der Präsident. 

(4) 1 Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Stiftung finden die 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes geltenden 

Tarifverträge und sonstigen Bestimmungen Anwendung. 2 Die Stiftung ist 
verpflichtet, 



 

1. die beim Land erworbenen arbeits- und tarifvertraglichen Rechte 

anzuerkennen und einem vom Land geführten Arbeitgeberverband, der 
Mitglied in der Tarifgemeinschaft deutscher Länder ist, beizutreten sowie 

2. zur Sicherung der Ansprüche auf eine zusätzliche Alters- und 

Hinterbliebenenversorgung der Beschäftigten sicherzustellen, dass die 
nach der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder für 

eine Beteiligungsvereinbarung geforderten tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden und erhalten bleiben. 

 
§ 59 

Organe 

(1) Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und das Präsidium der 
Hochschule. 

(2) Organe der Stiftung Universität Göttingen sind der Stiftungsrat, der 
Stiftungsausschuss Universität, der Stiftungsausschuss 

Universitätsmedizin, das Präsidium der Universität und der Vorstand der 
Universitätsmedizin. 

§ 60 

Stiftungsrat 

(1) 1 Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern, von denen 
mindestens drei Frauen sein sollen. 2 Mitglieder sind 

1. fünf mit dem Hochschulwesen vertraute, der Hochschule nicht 
angehörende Personen vornehmlich aus Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur 

oder weiteren gesellschaftlich relevanten Bereichen, die im Einvernehmen 

mit dem Senat der Hochschule vom Fachministerium bestellt werden und 
aus wichtigem Grund vom Fachministerium entlassen werden können, 

2. ein Mitglied der Hochschule, das vom Senat der Hochschule gewählt 
wird, sowie 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Fachministeriums. 

3 Die Mitglieder nach Satz 2 Nrn. 1 und 2 sind ehrenamtlich tätig und an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 4 § 62 Abs. 2 bleibt unberührt. 
5 Der Stiftungsrat bestimmt aus der Gruppe der Mitglieder nach Satz 2 Nr. 
1 eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder 

einen Stellvertreter. 

(2) 1 Der Stiftungsrat berät die Hochschule, beschließt über 

Angelegenheiten der Stiftung von grundsätzlicher Bedeutung und 
überwacht die Tätigkeit des Präsidiums der Stiftung. 2 Er hat insbesondere 

folgende Aufgaben: 

1. Ernennung oder Bestellung und Entlassung der Mitglieder des 

Präsidiums der Hochschule, 



 

2. Entscheidung über Veränderungen und Belastungen des 

Grundstockvermögens sowie die Aufnahme von Krediten, 
3. Zustimmung zur Entwicklungsplanung der Hochschule und zum 

Wirtschaftsplan der Stiftung, 

4. Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Präsidiums, 
5. Feststellung des Jahresabschlusses sowie Entlastung des Präsidiums der 

Stiftung, 
6. Zustimmung zur Gründung von Unternehmen oder zur Beteiligung an 

Unternehmen durch die Stiftung, 
7. Rechtsaufsicht über die Hochschule, 

8. Beschluss von Änderungen der Stiftungssatzung sowie Erlass, Änderung 
und Aufhebung anderer Satzungen der Stiftung. 

3 Er kann zu den Entwürfen von Zielvereinbarungen Stellung nehmen, die 
mit dem Fachministerium getroffen werden sollen. 

(3) 1 Maßnahmen der Rechtsaufsicht werden vom Stiftungsrat vorbereitet 

und gegenüber der Hochschule durchgeführt. 2 Maßnahmen, die sich aus 
der Überwachung des Präsidiums ergeben, werden vom Stiftungsrat 

vorbereitet und gegenüber dem Präsidium durchgeführt. 3 Beschlüsse über 
Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 kommen nur mit der Stimme des 

Mitglieds nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 zustande. 4 Mitglieder nach Absatz 1 
Satz 2 Nr. 2 wirken an Maßnahmen der Rechtsaufsicht nicht mit.  

(4) Die Mitglieder des Präsidiums, eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Studierendenschaft, die Gleichstellungsbeauftragte und ein Mitglied der 

Personalvertretung nehmen in der Regel an den Sitzungen des 
Stiftungsrats beratend teil. 

§ 60 a 

Stiftungsausschuss Universität; Stiftungsausschuss 
Universitätsmedizin der Stiftung Universität Göttingen 

(1) 1 An der Stiftung Universität Göttingen nimmt der Stiftungsausschuss 
Universität in Angelegenheiten der Stiftung, die nicht die 

Universitätsmedizin betreffen, die Aufgaben des Stiftungsrats wahr. 2 § 60 
gilt entsprechend. 

(2) 1 Der Stiftungsausschuss Universitätsmedizin tritt in Angelegenheiten 

der Stiftung, die ausschließlich die Universitätsmedizin betreffen, an die 

Stelle des Stiftungsausschusses Universität. 2 Er ist Dienstvorgesetzter der 
Vorstandsmitglieder. 

(3) 1 Der Stiftungsausschuss Universitätsmedizin besteht aus 

1. einem vom Stiftungsausschuss Universität aus seiner Mitte bestimmten 

Mitglied, 

2. zwei Personen, die im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat der 
Medizinischen Fakultät vom Fachministerium bestellt und aus wichtigem 



 

Grund vom Fachministerium entlassen werden können und die weder 

Mitglieder noch Angehörige der Universität Göttingen sind, darunter eine 
Person mit Fachkompetenz für die medizinische oder wirtschaftliche 

Leitung von Krankenhäusern, 

3. einem vom Senat gewählten Mitglied der Universität Göttingen und 
4. einer Vertreterin oder einem Vertreter des Fachministeriums. 

2 Die Mitglieder des Vorstands, eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Studierendenschaft, die Gleichstellungsbeauftragte der 
Universitätsmedizin Göttingen und ein Mitglied der Personalvertretung der 

Universitätsmedizin Göttingen nehmen in der Regel an den Sitzungen des 
Stiftungsausschusses Universitätsmedizin beratend teil. 

§ 60 b 
Stiftungsrat der Stiftung Universität Göttingen 

(1) Dem Stiftungsrat der Stiftung Universität Göttingen gehören die 
Mitglieder des Stiftungsausschusses Universität und des 
Stiftungsausschusses Universitätsmedizin nach § 60 a Abs. 3 Satz 1 Nrn. 

2 bis 4 an. 

(2) 1 Die Mitglieder des Stiftungsrats sind mit Ausnahme der 

Vertreterinnen oder Vertreter des Fachministeriums ehrenamtlich tätig 
und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 2 Der Stiftungsrat wählt 

aus der Gruppe der Mitglieder nach § 60 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ein 
vorsitzendes Mitglied und ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied. 3 Die 

in § 60 Abs. 4 und § 60 a Abs. 3 Satz 2 genannten Personen nehmen in 
der Regel an den Sitzungen des Stiftungsrats beratend teil. 

(3) Der Stiftungsrat tritt in den Angelegenheiten, die außer der 
Universitätsmedizin auch andere Teile der Stiftung Universität Göttingen 

betreffen, an die Stelle des Stiftungsausschusses Universität und des 
Stiftungsausschusses Universitätsmedizin. 

§ 61 

Präsidium 

(1) 1 Das Präsidium führt die laufenden Geschäfte der Stiftung, bereitet 

die Beschlüsse des Stiftungsrats vor und führt sie aus. 2 Es entscheidet 
über den Abschluss einer Zielvereinbarung. 3 In wichtigen 

Angelegenheiten unterrichtet das Präsidium den Stiftungsrat. 

(2) Nach außen wird die Stiftung von der Präsidentin oder dem 
Präsidenten vertreten. 

(3) 1 Das Nähere regelt die Stiftungssatzung. 2 Diese muss insbesondere 
sicherstellen, dass Entscheidungen über Billigkeitsleistungen, Verträge mit 

Mitgliedern der Organe der Stiftung und mit Mitgliedern und Angehörigen 
der Hochschule, die Veränderung von Verträgen, den Abschluss von 



 

Vergleichen sowie die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von 

Ansprüchen von mindestens zwei Verantwortlichen zu treffen sind.  

§ 62 

Aufsicht und Zusammenwirken 

(1) 1 Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Fachministeriums. 
2 Dieses kann jederzeit Auskunft verlangen. 3 Insbesondere sind dem 

Fachministerium die Unterlagen vorzulegen, die dem Stiftungsrat bei 
seiner Entscheidung nach § 60 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 3 und 5 vorlagen. 4 Es 

kann nach Anhörung der Stiftung rechtswidrige Maßnahmen der Stiftung 

beanstanden und ihre Aufhebung oder Änderung verlangen. 5 Eine 
Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Stiftung ist bei der Durchführung von Bundesgesetzen, die das 

Land im Auftrag des Bundes ausführt, sowie bei der Ausübung der 
Rechtsaufsicht über die Hochschule an die Weisungen des 

Fachministeriums gebunden. 

(3) 1 Erfüllt ein Organ der Stiftung Pflichten nicht, die ihm aufgrund eines 

Gesetzes, einer Beanstandung oder einer Weisung gemäß Absatz 2 
obliegen, so kann das Fachministerium unter Fristsetzung anordnen, dass 

es das Erforderliche veranlasse. 2 Kommt es der Anordnung nicht in der 
Frist nach, so kann das Fachministerium die notwendigen Maßnahmen an 

seiner Stelle treffen. 3 Ist es nicht nur vorübergehend handlungsunfähig, 
so kann das Fachministerium Beauftragte bestellen, die dessen Aufgaben 

als Organ der Stiftung wahrnehmen. 

(4) 1 Sind Ordnungen der Hochschule genehmigungsbedürftig, so ist der 

Stiftungsrat zuständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
2 Die Genehmigung kann aus Rechtsgründen und, soweit sie 

Angelegenheiten nach § 47 Satz 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 3 betrifft, 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit versagt werden. 3 Aus diesen Gründen 

kann der Stiftungsrat verlangen, dass binnen einer angemessenen Frist 
eine Ordnung geändert oder aufgehoben wird. 4 Kommt eine Hochschule 

einem solchen Verlangen nicht nach, so kann der Stiftungsrat die 
entsprechende Maßnahme nach Anhörung der Hochschule treffen. 5 Dies 

gilt auch, wenn die Hochschule eine genehmigungsbedürftige Ordnung 
nicht binnen angemessener Frist erlässt. 

§ 63 
Grundbuchberichtigung und Gerichtsgebühren 

(1) 1 Ist das Eigentum an einem Grundstück nach diesem Gesetz auf die 
Stiftung übergegangen, so ist der Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs 
von der Stiftung zu stellen. 2 Dies gilt entsprechend für sonstige im 

Grundbuch eingetragene Rechte. 



 

(2) Von der Zahlung der Gerichtsgebühren nach dem Gerichts- und 

Notarkostengesetz, die aufgrund der Grundbuchberichtigung entstehen, 
ist die Stiftung befreit. 


